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Beschlussempfehlung 
an die Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
Änderung der „Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer 
im Gebiet der Stadt Kassel“ 
Antrag der AfD-Fraktion 
- 101.19.381 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Leidig 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 
1. Der § 5 Steuersatz Absatz 1 der „Satzung über die Erhebung einer 

Hundesteuer im Gebiet der Stadt Kassel“1 wird wie folgt geändert: 
 
„§ 5 Steuersatz 
 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 60,00 Euro pro Hund.“ 
 

2. Der § 5 Steuersatz Absatz 2 Satz 2 der „Satzung über die Erhebung einer 
Hundesteuer im Gebiet der Stadt Kassel“ wird gestrichen. 
 
„(2) Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 6 gewährt wird, sind bei der 
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die 
Steuerermäßigung nach § 7 gewährt wird, gelten als erste Hunde.“ 

 
3. Der § 7 Steuerermäßigung der „Satzung über die Erhebung einer 

Hundesteuer im Gebiet der Stadt Kassel“ wird um die Absätze 4 und 5 mit 
folgendem Inhalt ergänzt: 
 
„(4) Für Hundehalterinnen und Hundehalter, die sich im Renteneintrittsalter 
befinden, wird die Steuer für den Erst- und Zweithund auf Antrag auf 50 % 
des Steuersatzes ermäßigt. 
 
(5) Für Hundehalterinnen und Hundehalter, die Hunde von Tierheimen, 
Tierschutzvereinen oder Organisationen/Einrichtungen ähnlicher Art 
adoptiert haben, wird die Steuer für den Erst- und Zweithund auf Antrag 
auf 50 % des Steuersatzes ermäßigt.“ 
 

4. Die Änderung der „Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet 
der Stadt Kassel“ tritt am 01.01.2023 in Kraft.  



 

Beschluss der 14. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen vom 23. März 2022 

 

2 von 2  
5. Die Hundehalterinnen und Hundehalter sind über die Änderungen in der 

„Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer im Gebiet der Stadt Kassel“ 
postalisch zu unterrichten. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: AfD 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, Die Linke, FDP 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Änderung der „Satzung über die Erhebung einer 
Hundesteuer im Gebiet der Stadt Kassel“, 101.19.381, wird abgelehnt. 
 
 
 
 
 
 
Dr. Martina van den Hövel-Hanemann Annika Kuhlmann 
Vorsitzende  Schriftführerin 




